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§ 37. Zulassung 

(1) Kraftfahrzeuge und Anhänger sind auf Antrag und, soweit dies erforderlich ist, unter 
Vorschreibung entsprechender Auflagen zum Verkehr zuzulassen, wenn die im Abs. 2 angeführten 
Voraussetzungen erfüllt sind. Bei der Zulassung ist auch auszusprechen, welches Kennzeichen gemäß 
§ 48 das Fahrzeug zu führen hat. 

(2) Kraftfahrzeuge und Anhänger dürfen nur zugelassen werden, wenn der Antragsteller glaubhaft 
macht, dass er der rechtmäßige Besitzer des Fahrzeuges ist oder das Fahrzeug auf Grund eines 
Abzahlungsgeschäftes im Namen des rechtmäßigen Besitzers innehat, wenn er seinen Hauptwohnsitz 
oder Sitz, bei Antragstellern ohne Sitz im Bundesgebiet eine Betriebsstätte im Bundesgebiet hat oder bei 
Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat, jedenfalls der Mieter seinen Hauptwohnsitz 
oder Sitz im Bundesgebiet hat, wenn er eine Erklärung über die beabsichtigte Verwendungsbestimmung 
des Fahrzeuges abgibt und wenn er folgende Nachweise erbringt: 

 a) bei der erstmaligen Zulassung den entsprechenden Genehmigungsnachweis für das Fahrzeug 
(Typenschein bei Fahrzeugen mit nationaler Typengenehmigung, gültige 
Übereinstimmungsbescheinigung oder Datenauszug aus der Genehmigungsdatenbank bei 
Fahrzeugen mit EG-Betriebserlaubnis, Bescheid über die Einzelgenehmigung oder 
EU-Einzelgenehmigungsbogen bei einzeln genehmigten Fahrzeugen), bei Fahrzeugen, die unter 
aufschiebenden Bedingungen genehmigt wurden, eine Bescheinigung der Genehmigungsbehörde 
darüber, dass diese Bedingungen erfüllt sind, bei Fahrzeugen, die bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassen waren, zusätzlich – sofern vorhanden – die Zulassungsbescheinigung im 
Sinne der Richtlinie 1999/37/EG, in der Fassung der Richtlinie 2003/127/EG, bei neuerlicher 
Zulassung das bei der letzten Zulassung hergestellte Fahrzeug-Genehmigungsdokument; 

 b) eine Versicherungsbestätigung für das Fahrzeug gemäß § 61 Abs. 1; dies gilt jedoch nicht für 
Fahrzeuge, die gemäß § 59 Abs. 2 von der Versicherungspflicht ausgenommen sind; 
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 c) bei beabsichtigter Verwendungsbestimmung des Fahrzeuges zur gewerbsmäßigen Beförderung 
oder zur gewerbsmäßigen Vermietung ohne Beistellung eines Lenkers eine Bestätigung der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung über das Vorliegen der Berechtigung zu dieser 
Verwendung; 

 d) bei der erstmaligen Zulassung eines Fahrzeuges für Diplomaten eine Bestätigung des 
Bundesministeriums für europäische und internationale Angelegenheiten über die 
völkerrechtliche Steuerbefreiung; 

(Anm.: lit. e aufgehoben durch BGBl. I Nr. 57/2007) 

 f) bei rechtmäßigem Besitz auf Grund eines Bestandvertrages eine Zustimmungserklärung des 
Bestandgebers zur beantragten Zulassung; 

 g) bei einer Erklärung über die beabsichtigte Verwendungsbestimmung des Fahrzeuges im Sinne 
des § 54 Abs. 3 lit. b oder c, Abs. 3a lit. b oder c oder Abs. 3b die entsprechende vom 
Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten für den Antragsteller ausgestellte 
Legitimationskarte; 

 h) bei den der wiederkehrenden Begutachtung unterliegenden Fahrzeugen das letzte für das 
Fahrzeug ausgestellte Gutachten gemäß § 57a Abs. 4, sofern bereits eine wiederkehrende 
Begutachtung fällig geworden ist und das Gutachten noch nicht in der 
Begutachtungsplakettendatenbank gemäß § 57c gespeichert ist. Wenn in den Fällen des § 28a 
Abs. 6 oder des § 28b Abs. 1 und 5 das erforderliche positive Gutachten gemäß § 57a durch den 
Nachweis eines positiven Ergebnisses einer technischen Untersuchung im Sinne der Richtlinie 
2014/45/EU ersetzt worden ist, so ist dieser Nachweis vorzulegen und anzuerkennen, sofern noch 
keine weitere wiederkehrende Begutachtung fällig geworden ist. Im Falle einer Miete des 
Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat ist das in dem jeweiligen Mitgliedstaat zuletzt 
ausgestellte Prüfgutachten vorzulegen, sofern bereits eine wiederkehrende Begutachtung fällig 
geworden ist. 

(2a) Die erstmalige Zulassung in Österreich darf nur vorgenommen werden, wenn ein 
Genehmigungsdatensatz für das Fahrzeug in der Genehmigungsdatenbank vorhanden ist und keine 
Zulassungssperre in der Datenbank eingetragen ist. Weitere Zulassungen dürfen nur vorgenommen 
werden, wenn keine Zulassungssperre in der Genehmigungsdatenbank oder der Zulassungsevidenz 
eingetragen ist. Eine erstmalige Zulassung in Österreich auf Basis von Typendaten darf nur bei Vorlage 
eines gültigen Typenscheins oder einer gültigen Übereinstimmungsbescheinigung vorgenommen werden. 
Ist in der Genehmigungsdatenbank kein Genehmigungsdatensatz und kein Typendatensatz vorhanden, ist 
das Zulassungsverfahren zu unterbrechen und der Antragsteller hat die Eingabe der Genehmigungsdaten 
oder der Typendaten in die Genehmigungsdatenbank nach den in den §§ 28a, 28b, 30 oder 30a 
vorgeschriebenen Verfahren zu veranlassen. 

(2b) Im Zuge der Zulassung wird eine Bestätigung über die Zulassung, in die auch die Anzahl der 
bisherigen Zulassungsbesitzer eingetragen wird, ausgedruckt und mit dem vorgelegten 
Genehmigungsnachweis für das Fahrzeug zum Fahrzeug-Genehmigungsdokument verbunden. 

(2c) Wird der Verlust des Genehmigungsdokumentes glaubhaft gemacht so hat die Zulassungsstelle 
bei Fahrzeugen, deren Daten vollständig in der Genehmigungsdatenbank enthalten sind, einen aktuellen 
Datenausdruck aus der Genehmigungsdatenbank herzustellen und mit einer neuerlich ausgedruckten 
Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem Duplikat-Genehmigungsdokument zu 
verbinden. Ein aktueller Datenausdruck aus der Genehmigungsdatenbank darf nur dann hergestellt 
werden, wenn durch eine Abfrage bei einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die 
Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt worden ist. Bei Fahrzeugen, deren Daten nicht 
vollständig in der Genehmigungsdatenbank enthalten sind, ist vom jeweiligen Aussteller des bisherigen 
Genehmigungsnachweises ein Duplikat dieses Nachweises herzustellen und von der Zulassungsstelle mit 
einer neuerlich ausgedruckten Bestätigung über die Zulassung gemäß Abs. 2b zu einem Duplikat-
Genehmigungsdokument zu verbinden. Das Duplikat-Genehmigungsdokument ist als solches zu 
bezeichnen und es ist jeweils anzugeben, um das wievielte Duplikat es sich handelt. 

(3) Fahrzeuge, die unter der Bedingung genehmigt wurden, daß sie nur unter einer bestimmten 
Auflage zugelassen werden, dürfen nur unter dieser Auflage zugelassen werden. Fahrzeuge, die gemäß 
§ 43 Abs. 4 lit. b wegen Verlegung des dauernden Standortes in den örtlichen Wirkungsbereich einer 
anderen Behörde abgemeldet wurden, dürfen erst zugelassen werden, wenn der bisherige 
Zulassungsschein und die bisherigen Kennzeichentafeln gemäß § 43 Abs. 1 abgeliefert wurden. 
Sattelzugfahrzeuge und Sattelanhänger dürfen nur gesondert zugelassen werden. 

(Anm. : Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 117/2005) 
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